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SCHUTZZIELE IM UMGANG MIT NATURRISIKEN 

WANDELN AUF DEM PFAD DER GERECHTIGKEIT… 

PROTECTION OBJECTIVES IN NATURAL RISK MANAGEMENT 

A WALK ON THE PATH OF JUSTICE… 

Josef Hess1

ZUSAMMENFASSUNG 

Experten sind sich einig, dass absolute Sicherheit im Management von Naturrisiken weder 
technisch machbar noch wirtschaftlich tragbar ist. Die Frage „Wie sicher ist sicher genug?“ ist 
von zentraler Bedeutung. Als Antwort auf diese Frage entwickelte die Praxis zahlreiche 
Schutzzielvorschläge. Schutzziele umschreiben das Mass des tolerierbaren Risikos und die 
Verteilung des Restrisikos in der Gesellschaft. Schutzziele sind somit auch eine Frage der 
Gerechtigkeit. Massgebend für Schutzziele sind Bedürfnisse der Risikobetroffenen und das 
gesellschaftliche Umfeld (Kontext), die Mitverantwortung der Risikobetroffenen,  sowie die 
Effizienz und Sozial- und Umweltverträglichkeit risikovermindernder Massnahmen. Nebst 
einer kritischen Beurteilung der gebräuchlichen Schutzzielfestlegungen wird ein Vorschlag 
zur umfassenden Berücksichtigung dieser Aspekte im regionalen Risikomanagement skiz-
ziert.

Keywords: Schutzziel, Naturgefahr, tolerierbares Risiko, Gerechtigkeit, Fairness, risikoba-
siertes Recht  

ABSTRACT 

There is a wide agreement among experts, that absolute safety in natural risk management is 
neither technically feasible nor economically affordable. The question “How safe is safe 
enough?” plays a crucial role. To answer this question, risk management practitioners elabo-
rated suggestions of protection objectives. Protection objectives express both the level of tol-
erable risk and the distribution of residual risk among society. Hence questions of protection 
objectives are questions of justice. Social needs, the risk bearers own responsibility and the 
context of a risk situation are guiding aspects of protection objectives as well as efficiency 
and social and environmental compatibility of risk mitigation measures. Commonly suggested 
protection objectives are analyzed in the light of these aspects and a procedure to implement 
those aspects in regional risk management is suggested. 

Keywords: Protection Objective, Natural Hazard, tolerable risk, justice, fairness, risk based 
regulation
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FOLGERUNG 

Die Tragfähigkeit von Berggebieten ist begrenzt. Sie kann auch mittels technischer Maßnahmen 
nicht entscheidend gesteigert werden. Daher sind Ressourcen nur mehr zur Stabilisierung, keines-
falls für Sanierung oder Subvention einzusetzen. 
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SCHUTZZIELE IM MANAGEMENT VON NATURRISIKEN  

Entwicklung von Schutzzielen 

Dem klassischen Umgang mit Naturgefahren wird der Makel nachgesagt, Gefahrenabwehr 
statt Risikominderung zu betreiben (PLANAT, 2002). Doch seit jeher wurden nie alle denk-
baren Massnahmen zur Reduktion einer Gefahr tatsächlich auch realisiert. In neuerer Zeit 
rücken ökonomische, ökologische und technologische Schranken der Reduktion von Risiken 
zunehmend ins Bewusstsein. Dies verlangt nach der ausdrücklichen Festlegung von Schutz-
zielen, also nach Vorstellungen zum Mass und der Verteilung des tolerierbaren Risikos in der 
Gesellschaft. 
Die längste Tradition haben Schutzziele im Bereich technischer Risiken. Zuerst waren dies 
Grenzwerte für tolerierbare Wahrscheinlichkeiten unerwünschter Vorgänge (z.B. Versagen 
eines Bauwerkes). Zunehmend wurden diese Grenzwerte auch nach den Auswirkungen derar-
tiger unerwünschter Vorgänge abgestuft.
Diese Abstufung wurde weiterentwickelt mit der Einführung von „Boundary-Lines“ (Farmer, 
1967), welche zur Darstellung tolerierbarer Risiken in Wahrscheinlichkeits-/Ausmass-
Diagrammen (F/N-Diagramme) führte. Diese Diagramme sind heute noch verbreitet.  

Abb1: „Farmer-Kurve“ zur Abgrenzung zwischen tolerierbarer und untolerierbarer Freisetzung von radioakti-
vem Jod  I-131 (Farmer, 1967) 
Fig1:  „Farmer-Curve“ to delimit tolerable and intolerable release of radioactive Iodine I-131 (Farmer, 1967) 

Einen weiteren Entwicklungsschritt stellte der Einbezug von Effizienz- und Verhältnismäs-
sigkeitsüberlegungen dar. Das Mass des tolerierbaren Risikos wurde korreliert mit dem Nut-
zen der riskanten Tätigkeit sowie mit den Kosten der Risikoverminderung. Viele der bereits 
erwähnten Wahrscheinlichkeits-Ausmass-Diagramme tragen diesem Aspekt Rechnung, indem 
sie zwischen tolerierbaren und untolerierbaren Risiken einen Bereich  einfügen, in dem Risi-
ken nach Massgabe der Verhältnismässigkeit zu reduzieren sind (ALARA „as low as reaso-
nably achievable“ oder ALARP „as low as reasonably possibe“). 
Der heute immer noch sehr verbreitete Ansatz der Darstellung von tolerierbaren Risiken in 
Wahrscheinlichkeits-Ausmass-Diagrammen stiess in den 1990-er Jahren auf Kritik. Die Dar-
stellung tolerierbarer Risiken in F/N-Diagrammen berücksichtigt keine einheitlichen und oft 
keine explizit definierte Systemgrösse. Die Akzeptanzlinien in F/N-Diagrammen beurteilen 

tolerierbar 

untolerierbar

Anker-
punkt

zumeist nur die Tolerierbarkeit einzelner Szenarien, ohne das gesamte Risikoprofil zu berück-
sichtigen. Zudem beziehen sie wirtschaftliche Überlegungen (Nutzen des Risikos, Kosten 
risikovermindernder Massnahmen) nur teilweise ein.  
Diese Kritik führte zur Entwicklung des sog. Grenzkostenansatzes für die Darstellung tole-
rierbarer kollektiver Risiken. Risikovermindernde Massnahmen sollten bis zu dem Punkt er-
griffen werden, bei dem die Kosten für einen zusätzlichen Sicherheitsgewinn ein bestimmtes 
Mass überschreiten. 

Schutzzielmatrices im Management von Naturrisiken 

Weitgehend losgelöst von dieser Entwicklung wurden für den Umgang mit Naturrisiken qua-
litative Schutzzielmatrices entwickelt. Nach dem Hochwasser 1987 wurde im Kanton Uri in 
der Zentralschweiz eine erste Schutzzielmatrix für den Hochwasserschutz eingeführt (Uri, 
1992). Diese Schutzziele wurden später für den Umgang mit allen gravitativen Naturgefahren 
erweitert (Borter, 1999) und sind zwischenzeitlich von verschiedenen Kantonen als Standard 
übernommen (z.B. Glarus, 2001).  

Abb2: Schutzzielmatrix Naturgefahren (Richtlinien zum Schutz vor Naturgefahren. Kanton Glarus, 2001) 
Fig2: Matrix of Protection Objectives against Natural Hazards (Guidelines on Protection against Natural Haz-
ards, Kanton Glarus, 2001) 

In diesen Matrices fliessen Nutzenüberlegungen und teilweise auch die Kosten risikovermin-
dernder Massnahmen implizit ein durch die Abstufung des tolerierbaren Risikos nach Objekt-
kategorien.

Seit einigen Jahren wird versucht, die für technische Risiken gebräuchlichen quantitativen 
Schutzzielumschreibungen auch für das Management von Naturrisiken zu übernehmen. Neue-
re Darstellungen geben daher Grenzwerte für tolerierbare individuelle Risiken an und um-
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schreiben tolerierbare kollektive Risiken durch Angaben zu Grenzkosten risikovermindernder 
Massnahmen (Planat, 2004). Sowohl Grenzwerte als auch Grenzkosten sind abgestuft nach 
der Freiwilligkeit oder Selbstbestimmung beim Eingehen des Risikos (sog. Risiko-
Kategorien).

Schutzziele im schweizerischen Recht 

Obwohl für das Management von Naturrisiken von zentraler Bedeutung, sind Schutzziele 
weder in der Verfassung noch in Gesetzen oder Verordnungen des Schweizerischen Bundes 
und der Kantone enthalten. Schutzzielrelevant sind höchstens Artikel 19 des Schweizerischen  
Waldgesetzes (WaG, SR 921.0) und Artikel 1 des Schweizerischen Wasserbaugesetzes 
(WBG, SR 721.100), welche die staatlichen Pflichten und Massnahmen auf den Schutz von 
Menschen und erheblichen Sachwerten begrenzen. Erst auf der Regelungsstufe von Ausfüh-
rungsbestimmungen, Richtlinien, Empfehlungen und Weisungen des Bundes und der Kantone 
liegen detaillierte Aussagen zu Schutzzielen vor.  

Die Rechtsprechung und die Rechtslehre anerkennen eine (staatliche) Schutzpflicht, die sich 
aus der Rechtsordnung und einer Schutzpflicht der Grundrechte wie Leben, persönliche Frei-
heit oder körperliche und geistige Unversehrtheit (Schweizerische Bundesverfassung Artikel 
7 bis 36, BV, SR 101) ergibt. Gleichzeitig ist in der Rechtsprechung und Rechtslehre un-
bestritten, dass die Schutzpflicht begrenzt ist (Egli, 2002). Dies ergibt sich allein schon aus 
den faktisch begrenzten Mitteln des Staates (BGE 126 II 300 E. 5b). Es besteht somit eine 
Eigenverantwortung des Betroffenen. Schutzziele sind zudem von der jeweiligen Situation 
abhängig: In Fällen konkret erkennbarer und dringlicher Gefährdung bestehen höhere Sicher-
heitsanforderungen als bei abstrakten Gefahrenlagen ohne unmittelbar drohendes Ereignis.  

Abb3: F/N-Diagramm der schweizerischen Störfallverordnung (BUWAL, 1991). 
Fig3: F/N-Diagram in compliance to Swiss Ordinance against Hazardous Incidents (BUWAL, 1991). 

Im (Umwelt-)Recht bedeutend ist das sog. Dreistufenkonzept „Untolerierbarer Bereich – 
ALARA-Bereich – tolerierbarer Bereich“ (Seiler, 1997). Das Dreistufenkonzept ist im Hand-

buch zur Störfallverordnung (BUWAL, 1991) in den F/N-Diagrammen mit Akzeptanzlinien, 
ebenso wie in zahlreichen internationalen Schutzzieldarstellungen umgesetzt (siehe Abb. 3). 

Der in der Schweiz noch wenig verbreitete Ansatz des risikobasierten Rechts hat das Dreistu-
fenkonzept in abgewandelter Form übernommen. Vom traditionellen Sicherheitsrecht mit 
seinen oft detaillierten Handlungsvorschriften zur Risikominderung unterscheidet sich das 
risikobasierte Recht dadurch, dass es sich auf die Vorgabe von Schutzzielen beschränkt und 
die Wahl der Massnahmen zur Erreichung der Schutzziele den Rechtsunterworfenen überlässt 
(Seiler, 2000).
Ein verbreiteter Vorschlag derartiger Schutzzielvorgaben umfasst zwei Regeln (Seiler, 2000; 
Flueler und Seiler, 2003): 

- Regel 1:
Begrenzung des maximalen individuellen Risikos (Grenzwert für das maximal akzep-
tierbare Todesfallrisiko); 

- Regel 2:
(zusätzliche) Begrenzung des Kollektivrisikos (z.b. durch ein Grenzkostenkriterium).  

SCHUTZZIELE ALS FRAGE DER GERECHTIGKEIT 

Gerechtigkeitstheoretische Grundlagen 

Schutzziele sollen das gesamte Risiko der Gesellschaft auf ein tolerierbares Mass reduzieren 
und gleichzeitig vermeiden, dass das Restrisiko für ein einzelnes Individuum untolerierbar 
wird. Die Tolerierbarkeit von Risiken ist somit einerseits eine Frage der Höhe des Risikos und 
anderseits eine Frage der der Risikoverteilung in der Gesellschaft (Seiler, 1996; Flueler and 
Seiler, 2003). Wie Risiken in einer Gesellschaft verteilt werden, ist eine Frage der Gerechtig-
keit. Was heisst „gerechte Risikoverteilung“? 

Nach einer neueren Darstellung lassen sich unter den Gerechtigkeits-Theorien drei Grundrich-
tungen beschreiben (Konow, 2003): 

Gerechtigkeit nach dem Prinzip von Gleichheit und Bedarf (equality and need), welche 
Güter auf alle Mitglieder der Gesellschaft gleich verteilen möchte und damit vor allem auf 
das Wohl der schlechtestgestellten Mitglieder einer Gesellschaft ausgerichtet ist; 
Gerechtigkeit nach dem Prinzip von Nutzen und Effizienz (utilitarian and welfare econo-
mics), welche bei der Güterverteilung das Ergebnis und die Folgen ins Zentrum rückt und 
die Maximierung des Gesamtnutzens zum Ziel hat;  
Gerechtigkeit nach dem Prinzip von Gleichmässigkeit, Verdienst und Zurechenbarkeit
(eqity desert and attribution), welche die Güterverteilung vom Beitrag und der persönli-
chen Verantwortung des Einzelnen abhängig macht. 

Als Teil der dritten Grundrichtung oder als eigenständige Ausrichtung gilt die Theorie, die auf 
dem Prinzip des Kontextes beruht. Nach diesem Prinzip hängt das Verständnis von Gerech-
tigkeit ab von der jeweiligen Situation der Risikobetroffenen (Vorgeschichte, Beteiligte, in-
volvierte Güter, Gewohnheiten, Prozeduren). Ein häufig genannter Aspekt der Kontexttheo-
rien ist die in der Gesellschaft verbreitete Orientierung an einem Referenzpunkt. Referenz-
punkte sind Werte, an die sich die Beteiligten angepasst haben oder auf die sie sich mit Ver-
einbarungen oder gegenseitigem Einverständnis geeinigt haben. Veränderungen (Verluste 
oder Gewinne sowie Risiken oder Chancen) werden von diesem Referenzpunkt aus beurteilt 
(Kahnemann und Tversky, 1979; Plattner, 2005). Negative Abweichungen vom Referenz-
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punkt (Verluste) werden dabei stärker gewichtet als positive (Gewinne). Dieser Unterschied 
wird als Verlustaversion bezeichnet. 

Die verschiedenen Theorien werden oft gleichzeitig und vermischt angewendet. Der Gleich-
mässigkeitstheorie kommt dabei führende jedoch nicht alleinbestimmende Bedeutung zu. Gü-
terzuteilungen und damit sinngemäss auch die Verteilung von Risiken werden als besonders 
fair empfunden, wenn sie in direktem Zusammenhang mit Faktoren stehen, die beeinflussbar 
sind. Beeinflussbar sind persönliche Beiträge und Entscheidungen (effort, choice), nicht be-
einflussbar sind Herkunft (birth), Pech (brute luck) und risiko-irrelevante Entscheidungen 
(choices that do not affect productivity) (Konow 2003). 

Die erwähnten Theorien sind in erster Linie auf gerechte Behandlung von Einzelpersonen in 
der Gesellschaft (Personalität) ausgerichtet. Diese Sichtweise blendet den wesentlichen As-
pekt der Umweltethik aus, nämlich die Vernetzung der Einzelperson mit der Gesellschaft und 
der Umwelt (Retinität) (RSU, 1994). Nach gängiger Praxis und Rechtsordnung ist diesem 
Aspekt im Management von Naturrisiken ebenfalls zentrale Bedeutung zuzumessen. 

Prinzipien für die Festlegung von Schutzzielen 

Aus den dargelegten Theorien lassen sich fünf Prinzipien für die Festlegung von Schutzzielen 
ableiten, welche das Handeln im Management von Naturrisiken lenken können:  

- Bedarf: Schutzziele sollen von der Art und Bedeutung verletzbarer Werte – im Recht 
als Rechtsgüter bezeichnet – namentlich Leib, Leben und Gesundheit, Vermögen, Ein-
richtungen des öffentlichen Lebens, Lebensqualität und Umwelt abhängen; 

- Einfluss: Schutzziele sollen dem Mass der Selbstbestimmung (Freiwilligkeit) und dem 
Nutzen für die risikobetroffene Person Rechnung tragen; 

- Kontext: Schutzziele sollen Aspekte der Standortgebundenheit und der Verlustaversi-
on berücksichtigen; 

- Effizienz: Schutzziele sollen von der Effizienz risikomindernder Massnahmen abhän-
gen;

- Vernetzung: Schutzziele sollen von der Umwelt- und Sozialverträglichkeit risikomin-
dernder Massnahmen mitgeprägt sein. 

OPERABILITÄT VON SCHUTZZIELEN  

Anforderungen an die operationelle Eignung 

Schutzziele bezwecken – wie bereits dargelegt - eine wirtschaftlich optimale Reduktion von 
Risiken und gleichzeitig eine möglichst gerechte Verteilung der Restrisiken auf die Mitglieder 
der Gesellschaft. Die operationelle Eignung von Schutzzielen beschränkt sich daher nicht auf 
Eignung für einzelne Riskosituationen, sondern misst sich am Anspruch der Einsetzbarkeit für 
das regionale Risikomanagement. Grundvoraussetzungen hiefür sind die Berücksichtigung 
aller relevanten Risiken, die Beachtung aller massgeblichen Gerechtigkeitsprinzipien, die 
Messbarkeit und Vergleichbarkeit der tolerierbaren Risiken sowie die Anbindung der Schutz-
ziele an grossräumig vorhandene oder einfach zu beschaffende Informationen. 

Lücken bei den Informationsgrundlagen 

Grossräumig liegen Informationen zur Raumnutzung weitgehend vor (Zonenpläne, Schaden-
potenzialkarten). In vielen Gebieten sind heute zudem Angaben zur Gefährdungslage vorhan-
den (Gefahrenkarten).
Bezüglich Messbarkeit und Vergleichbarkeit der tolerierbaren Risiken bestehen jedoch bedeu-
tende Lücken: Gefahren sind hinsichtlich Intensität und Eintretenswahrscheinlichkeit oft un-
genügend erkannt und erkennbar. Ebenso sind die durch Gefahrenprozesse bewirkten Effekte 
(z.B. spezifisches Schadenausmass) ungenügend erforscht und quantifiziert. Das Vorliegen 
und die Relevanz eines Schadens und damit die Bestimmbarkeit eines Risikos sind einzelfall-
bezogen (subjektiv) und lassen sich grundsätzlich nicht verallgemeinern (Berg, 1994). Was 
den einen zum Schaden gereicht, kann anderen einen Nutzen bringen. Die Messbarkeit eines 
Schadens als Voraussetzung für die Berechenbarkeit eines Risikos ist in vielen Fällen nicht 
gegeben, vor allem, wenn gesellschaftliche Institutionen, ökologische Werte oder die Lebens-
qualität betroffen sind.
Schliesslich fehlen allgemeine Angaben zur Wirksamkeit von Risikoverminderungsmass-
nahmen. Dies erfordert – soweit überhaupt ermittelbar – umfangreiche Abklärungen im Ein-
zelfall.

Operationelle Eignung bekannter Schutzzieldarstellungen 

Von Interesse ist die Frage, wie weit die heute im Management von Naturrisiken bekannten 
Schutzziele sich angesichts der erwähnten Anforderungen an das regionale Risikomanage-
ment eignen (vgl. Abb. 4). 

Abb4: Schutzziel-Darstellungen und Anforderungen an das regionale Management von Naturrisiken 
Fig4: Protection objectives and requirements of regional management of natural risks  



– 352 – – 353 –
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Die meisten Schutzzieldarstellungen, namentlich die Angaben zu Grenzwerten und Grenzkos-
ten fokussieren auf die am besten messbaren verletzbaren Werte (menschliches Leben und 
Vermögen). Sie bilden daher nur einen Teil des tolerierbaren Risikos ab. Grenzwertangaben 
zum tolerierbaren Risiko blenden den Aspekt der Effizienz risikovermindernder Massnahmen 
aus. Diesem Mangel unterliegen auch weitgehend die im Management von Naturrisiken ver-
breitet angewendeten Schutzzielmatrices. Auf Grenzkosten basierende Schutzziele fokussie-
ren demgegenüber auf effizienzorientiertes Risikomanagement. Deren Anwendung setzt Wis-
sen nicht nur über die Risiken, sondern auch über die (örtlichen) Optionen der Risikovermin-
derung voraus. Diese Kenntnisse fehlen weitgehend, womit mit dem heutigen Wissensstand 
grenzwertbasierte Schutzziele auf regionaler Ebene kaum einsetzbar sind. 

GERECHTIGKEITSORIENTIERTE UND OPERATIONELLE SCHUTZZIELE 

Grundzüge  

Basierend auf diesen Erkenntnissen schlagen wir gerechtigkeitsorientierte und operationelle 
Schutzziele nach folgenden Grundsätzen vor: 

- Anwendung des Zwei-Regel-Ansatzes gemäss risikobasiertem Recht, d.h. Begrenzung 
des maximalen individuellen Risikos und (zusätzliche) Begrenzung des Kollektivrisi-
kos (vgl. Kapitel 1.3 oben);

- Aufbau auf grossflächig vorhandenen Informationen, namentlich Schadenpotenzial-
karten und Gefahrenkarten; 

- Bestmögliche Messbarkeit/Nachvollziehbarkeit; 
- Anwendung aller Schutzziel-Prinzipien zur Begrenzung des Kollektivrisikos; 
- Partizipative Schutzzielfestlegung. 

Der Vorschlag wird zur Zeit im Rahmen einer Disseration vertieft und an Fallbeispielen ge-
testet.

Schritt 1: Eliminierung untolerierbarer individueller Risiken 

Dem oben erwähnten Zwei-Regel-Ansatz folgend sind in Schritt 1 untolerierbare individuelle 
Risiken zu eliminieren. Zur Beschreibung individueller Risiken eignen sich Grenzwerte. Der 
heutige Wissensstand erlaubt es nur, zu den verletzbaren Werten „Menschenleben“ und „Ver-
mögen“ quantitative Angaben zu machen. Der Vorschlag beschränkt sich somit auf die Scha-
denindikatoren Todesfälle und Geldwerte.

Tab1: Schutzziele zur Begrenzung des maximalen individuellen Risikos 
Tab1: Protection objectives to limit individual risk  

Schutzziele
Risikoka-
tegorie 

Objekt-Index
(Bedarf, Ein-
fluss und Kon-
text)

Maximal tolerierba-
res individuelles To-
desfallrisiko pro Jahr 

Maximal tolerierbares 
Sachrisiko in Franken pro 
Jahr (für Kt. OW, CH) 

1 1-333 10-2 Fr. 30'000.-- 
2 333 - 666 10-3 Fr. 25'000.-- 
3 > 666 10-4 Fr. 20'000.-- 

Die maximal tolerierbaren Risiken sind nach Kategorien abgestuft (vgl. Tab. 1). Die Zuord-
nung zu den Risikokategorien erfolgt durch eine Bewertung der Objektarten der Schadenpo-
tenzialkarte. Bewertet werden verschiedene Kriterien zu den Schutzzielprinzipien Bedarf (Art 
der betroffenen Rechtsgüter, Bedeutung der betroffenen menschlichen Bedürfnisse), Einfluss

(Fremdbestimmung, Drittnutzen) und Kontext (Standortgebundenheit, Bestandsschutz, Ver-
lustaversion). Die Kriterien werden jeweils mit einem Index von 1 – 10 bewertet. Die Summe 
der Bewertungen wird auf eine Spannweite von 1 bis 1000 skaliert (geringster Wert entspricht 
1, höchster Wert entspricht 1000). Mit dieser Spannweite wird die empirische Abstufung des 
„Freiwilligkeitsfaktors“  von 1:1'000 nachgebildet (Schneider, 1996). 
Als Grenzwerte formulierte Schutzziele sind zu erreichen, ungeachtet des Aufwandes, der zur 
Zielerreichung erforderlich ist. Diese Schutzziele klammern somit den Aspekt der Effizienz 
aus. Um Effizienz in der Risikoverminderung trotzdem zu wahren, wurden die Grenzwerte für 
das maximal tolerierbare individuelle Risiko im Vergleich zu ähnlichen Angaben in der Lite-
ratur hoch angesetzt (vgl. Tab. 1). Allgemein darf nämlich angenommen werden, dass Risiko-
verminderung vor allem im Bereich hoher Risiken besonders effizient ist.
In der Risikokategorie 3 soll das tolerierbare individuelle Todesfallrisiko nicht höher als 10-4 

/Jahr liegen. Die Risiken dieser Kategorie stehen in Verbindung mit der Sicherung körperli-
cher Grundbedürfnisse und weisen minimale Beeinflussbarkeit sowie hohe Standortgebun-
denheit auf. Der Wert von 10-4/Jahr entspricht dem Todesfallrisiko aus der Summe aller Ursa-
chen für die Altersklasse mit der geringsten Sterblichkeitsrate, nämlich jene der 10-14-
Jährigen. (Flueler and Seiler, 2003). Dieser Wert gilt gemäss zahlreicher Literaturangaben 
auch für maximal zulässige individuelle Todesfallrisiken am Arbeitsplatz (Bienz, 2000).
Für Risikosituationen ohne Bezug zur Sicherung körperlicher Grundbedürfnisse, mit hoher 
Beeinflussbarkeit und geringer Standortgebundenheit wird das maximal tolerierbare individu-
elle Todesfallrisiko bei  10-2 angesetzt. Dieser Wert entspricht verbreiteten Angaben in der 
Literatur für vollkommen freiwillige Risiken (u.v.a. Merz et al., 1995) und etwa dem mittle-
ren individuellen Todesfallrisiko aus der Summe aller Ursachen für alle Altersklassen (mittle-
re natürliche Sterbewahrscheinlichkeit).
Bei den Sachrisiken sind Risikokosten (Schäden und Elementarversicherungsprämien) zu 
vermeiden, welche das durchschnittliche Volkseinkommen unter das Einkommen reduzieren, 
das einem Existenzminimum entspricht. Es wird dabei von mittleren Verhältnissen ausgegan-
gen. Individuelle wirtschaftliche Verhältnisse bleiben aus Gründen der Datenverfügbarkeit, 
aber auch aus prinzipiellen Gründen eines objektivierenden und rechtsgleichen Risikomana-
gements unberücksichtigt. Die Anwendbarkeit dieses Ansatzes beschränkt sich auf Privat-
haushalte, namentlich Wohngebäude und Landwirtschaftsbetriebe, da für andere Arten von 
Schadenobjekten, z.B. Industriebetriebe, keine allgemeingültigen Angaben zu Existenzmini-
ma bekannt oder eruierbar sind. Den berücksichtigten Objektkategorien kommt somit eine 
Indikator-Funktion zu. Die in Tab. 1 dargestellten Werte wurden aufgrund von Angaben zum 
primären Einkommen pro Kopf der Bevölkerung (Zahlen 2004 aus BFS, 2007 für Kanton 
OW, Schweiz) und den Einkommensverhältnissen im Fall des Existenzminimums  (SKOS, 
2005) abgeschätzt. Der Wert für Risikokategorie 1 ist so angesetzt, dass das absolute Exis-
tenzminimum, welches dem verfassungsmässigen Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV, 
SR 101) entspricht (SKOS, 2005), nicht unterschritten wird.
Aus dem Vergleich zwischen den errechneten individuellen Risiken und den erwähnten 
Grenzwerten ergeben sich die Schutzdefizite, welche schliesslich den Handlungsbedarf in
Schritt 1 aufzeigen. Zur Risikoverminderung sind Massnahmen mit möglichst optimaler Effi-
zienz sowie Umwelt- und Sozialverträglichkeit einzusetzen. Zur Unterstützung der Massnah-
menwahl wurden die verbreitetsten Risikoverminderungsmassnahmen nach Kriterien der 
Schutzzielprinzipien Effizienz und Vernetzung bewertet (Massnahmen-Index). 
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Schritt 2: Begrenzung kollektiver Risiken 

In Schritt 2 wird in einer semiquantitativen Prozedur eine Prioritätenliste erstellt, welche un-
ter Berücksichtigung aller Schutzzielprinzipien eine möglichst optimale Reihenfolge der Risi-
kostellen aufzeigt, an denen Massnahmen zur Risikoverminderung ergriffen werden sollen.  
Die bereits in Schritt 1 erfolgte Bewertung der Risikoobjekte nach Kriterien zu den Schutz-
zielprinzipien Bedarf, Einfluss und Kontext (Objekt-Index) wird mit einem Gefährdungs-
Faktor zu einem gefährdungsbereinigten Objekt-Index aufgerechnet (vgl. Abb. 5). Der Ge-
fährdungsfaktor stellt die Abstufung der Risiken dar, die sich bei unterschiedlichen Gefahren-
stufen und Gefahrenprozessen ergeben. 

Abb5: Ermittlung eines Prioritätsindexes aufgrund der Schutzzielprinzipien und auf Basis von Schadenpotenzi-
al- und Gefahrenkarten 
Fig5: Evaluation of a Priority-Index, basing on damage potential and hazard maps 

Aufgrund schadenobjekt- und gefahrenspezifischer Merkmale wird pro Gefahrenquelle (z.B. 
pro Lawinenzug oder Wildbach) eine möglichst geeignete (optimale) Massnahme ermittelt 
(vgl. Abb. 5).
Der gefahrenspezifische Objekt-Index wird mit dem ebenfalls schon in Schritt 1 erwähnten 
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eine Rangliste der Risikogebiete erstellt werden, in denen Massnahmen zu treffen sind. Der 
Umfang der Risikoverminderungsmassnahmen in den einzelnen Risikogebieten kann an-
schliessend anhand detaillierterer Abklärungen, z.B. auch Grenzkostenbetrachtungen ermittelt 
werden.

Partizipative Projektplanung 

Wie im Kapitel 2.1 dargelegt, trägt der Umstand, dass Betroffene auf Entscheide oder eine 
gemeinsame Festlegung von Werten Einfluss nehmen können, wesentlich dazu bei, ob und 
inwieweit eine Verteilung von Gütern oder Risiken als fair empfunden wird. Die Bedeutung 
eines expliziten und systematischen Einbezugs der Betroffenen in die Planung von Projekten 
wird zunehmend erkannt. In den letzten Jahren wurden interessante methodische Ansätze wie 
LearnRisk/Riskplan (Greminger et al., 2005) oder ein Handbuch für partizipative Planung von 
Wasserbauprojekten (Hostmann et al., 2005) entwickelt. Neuere Bestimmungen zur öffentli-
chen Förderung von Schutzbauten unterstützen ausdrücklich eine partizipative Projektplanung 
(BAFU, 2007).
Der oben beschriebene Vorschlag eignet sich gut für einen partizipativen Planungsprozess. 
Beispielsweise kann die Bewertung der Kriterien zu den einzelnen Schutzzielprinzipien oder 
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scheiden, bis zu welcher Priorität noch Massnahmen ergriffen werden sollen. Das Gedanken-
modell erlaubt es, die Diskussion unter den Betroffenen und Projektbeteiligten transparenter 
zu gestalten und  systematisch zu strukturieren.
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regionale Priorisierung von Projekten, welcher nicht nur die Sicherheitsdefizite, sondern auch 
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strukturiert erfolgen. Weitere Forschungsarbeiten i) zur Quantifizierung von Effekten der 
Einwirkung von Gefahrenprozessen, ii) zur Erfassung und Quantifizierung von Schäden in 
den Bereichen Umwelt und Gesellschaft, und iii) zur Wirksamkeit sowie Sozial- und Um-
weltverträglichkeit von Risikoverminderungsmassnahmen sind erforderlich, um den Ansatz 
und das Management von Naturrisiken insgesamt substanziell zu verbessern.   
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